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46. Gesetz: Dienstordnung 1966 (11. Novel}.e zur Dienstordnung 1966) und Besoldungsordnung 1967 (26. Novelle 
zur Besoldungsordnung 1967); Anderung. 

46. 

Gesetz vom 26. Juni 1985, mit dem die Dienst­
ordnung 1966 (11. Novelle zur Dienstordnung 
1966) und die Besoldungsordnung 1967 
(26. Novelle zur Besoldungsordnung 1967) 

geändert werden 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Dienstordnung 1966, LGBI. für Wien 
Nr. 37/1967, in der Fassung der Gesetze LGBI. für 
Wien Nr. 4/1971, 48/1974, 23/1977, 25/1978, 
26/1979, 9/1981, 10/1981, 27/1984, 34/1984 und 
10/1985 wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 5 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Das Überschreiten der oberen Altersgrenze des 
Abs. 1 Z 1 kann mit Genehmigung des für Perso­
nalangelegenheiten zuständigen Gemeinderatsaus­
schusses in Ausnahmefällen nachgesehen werden, 
wenn die Unterstellung unter die Dienstordnung 
aus besonderen dienstlichen Gründen geboten ist; 
dabei ist auf die bisherige Berufslaufbahn und die 
künftige Verwendung des Anstellungsbewerbers 
Bedacht zu nehmen." 

2. Im § 23 ist der Abs. 4 durch folgende Abs. 4 
und 5 zu ersetzen: 

„(4) Der Beamte, dessen Arbeitszeit nach den 
§§ 23 b und 23 c herabgesetzt worden ist, darf eine 
erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur mit 
Genehmigung des Magistrats ausüben. Die Geneh­
migung ist - abgesehen von den Fällen des Abs. 2 
- zu versagen, wenn die Ausübung dieser Neben­
beschäftigung dem Grund für die Herabsetzung 
der Arbeitszeit widerstreitet. 

(5) Die Verletzung der sich aus Abs. 2 bis 4 erge­
benden Pflichten ist ein Dienstvergehen." 

3. Nach dem § 23 sind folgende §§ 23 a bis 23 c 
einzufügen: 

,,Arbeitszeit 

§ 23 a. (1) Der Beamte hat die festgesetzte 
Arbeitszeit einzuhalten. 
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(2) Soweit in den Abs. 3 und 4 oder im § 24 a 
nicht anderes bestimmt ist, beträgt die Normalar­
beitszeit des Beamten 40 Stunden wöchentlich. Die 
wöchentliche Arbeitszeit ist unter Berücksichtigung 
der dienstlichen Erfordernisse möglichst gleichmä­
ßig und bleibend auf die Tage der Woche aufzutei­
len. Soweit nicht zwingende dienstliche oder son­
stige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind 
Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage 
dienstfrei zu halten. 

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffent­
liche Interessen entgegenstehen, kann abweichend 
von Abs. 2 die gleitende Arbeitszeit vorgesehen 
werden. Unter gleitender Arbeitszeit ist jene Form 
der Arbeitszeit zu verstehen, bei der der Beamte 
den Beginn und das Ende der täglichen Arbeitszeit 
innerhalb festgesetzter Grenzen (Gleitzeit) selbst 
bestimmen kann und während des übrigen Teiles 
der Arbeitszeit (Blockzeit) jedenfalls Dienst zu ver­
sehen hat. Bei gleitender Arbeitszeit ist vorzusor­
gen, daß die Erfüllung der wöchentlichen Normal­
arbeitszeit im mehrmonatigen Durchschnitt 
gewährleistet ist. 

(4) Für den Beamten, der im Turnus-, Wechsel­
oder Schichtdienst verwendet wird, beträgt die 
Normalarbeitszeit 173 Stunden monatlich. Die 
Arbeitszeit ist durch eine Diensteinteilung mög­
lichst regelmäßig und bleibend aufzuteilen. 

(5) Der Beamte hat auf Anordnung über die 
Normalarbeitszeit hinaus Dienst zu versehen 
(Überstunden). Überstunden sind entweder durch 
Freizeit auszugleichen oder abzugelten. 

(6) Rufbereitschaft gilt nicht als Arbeitszeit. 
Wird ein Beamter im Rahmen einer Rufbereitschaft 
zum Dienst herangezogen, so gilt die Zeit, wäh­
rend der er Dienst versehen hat, als Arbeitszeit. 

Herabsetzung der Arbeitszeit zur Pflege oder 
Betreuung naher Angehöriger 

§ 23 b. (1) Die Arbeitszeit des Beamten kann auf 
seinen Antrag auf die Hälfte herabgesetzt werden, 
wenn dies zur Pflege oder Betreuung naher Ange­
hörige.r: notwendig ist und wichtige dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen. Die Arbeitszeit 
darf - ausgenommen im Falle des § 24 Abs. 2 -
nur auf die Dauer eines Jahres oder des Vielfachen 
eines Jahres herabgesetzt werden. 
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